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Die HO-Hauptgeschältsleitungen führen seit langem 

einen Kampf gegen die in ihren Verkaufsstellen immer 
wieder auftretenden Inventurdifferenzen. Besonders er­
schwert wird dieser Kampf durch die teilweise sehr 
mangelhafte Ausstattung der Verkaufsstellen mit 
Waagen und Registrierkassen sowie anderen Siche­
rungseinrichtungen. Man hat vor einigen Jahren von 
der zentralen Leitung aus gefordert, das Verkaufs­
stellennetz zu erweitern, hat auf der anderen Seite je­
doch nicht die notwendigen Mittel zur Verfügung ge­
stellt, um die Voraussetzungen für eine ordentliche Ver­
kaufskultur und — was noch bedeutsamer ist — für 
eine ordnungsgemäße .Sicherung des Volkseigentums zu 
schaffen. Rentabilitätsberechnungen und Hinweise auf 
notwendige Anschaffungen wurden als zweitrangig bei­
seite gestellt, es mußte improvisiert werden. Dies war 
ebenfalls bei der Lösung der Frage des Verkaufsstellen­
personals der Fall. Es mußte auf Arbeitskräfte zurück­
gegriffen werden, die erst einen längeren Ausbildungs­
prozeß durchlaufen mußten, um schließlich, nach Aus­
scheiden der ungeeigneten Kräfte, als vollwertige 
Verkäuferinnen eingesetzt werden zu können. Hierin 
liegt eine der wesentlichen Ursachen, die zu den Fehl­
beträgen im staatlichen Einzelhandel geführt haben. 
Diese sind aber auch ein Zeichen dafür, daß auch die 
zentralen Stellen im staatlichen Einzelhandel dem 
Schutze des Volkseigentums seinerzeit noch nicht die 
große Bedeutung zugemessen haben, die ihm zukommt.

Bereits im Jahre 1950 hat das Oberste Gericht in sei­
nem Urteil in der Strafsache gegen Moog u. a. auf die 
Bedeutung des Volkseigentums und damit auf die be­
sondere Verantwortung der mit der Verwaltung dieses 
Volkseigentums betrauten Angestellten hingewiesen: 

„Jeder in der staatlichen Verwaltung oder in der 
demokratischen Wirtschaft tätige Angestellte trägt 
die Verantwortung für seine Arbeit und kann sich 
weder auf die Autorität eines Vorgesetzten noch 
auf die Unfähigkeit eines Untergebenen . . . be­
rufen.“ *)

Dieser Satz ist in der Hauptverhandlung gegen lei­
tende Angestellte der HO-Landesleitung Thüringen vor 
dem Obersten Gericht dahin erweitert worden, daß auch 
„fehlende Anweisung und Unterstützung^ von oben 
einen Angestellten nicht von der Verantwortung be­
freit“. Und weiter: „Ein jeder trägt im Rahmen der 
ihm obliegenden Pflichten die volle persönliche Verant­
wortung für sein Tun und Unterlassen.“ * 2)

Dem steht die Auslegung der „persönlichen Verant­
wortung“ durch das LAG Berlin in seiner Entscheidung 
vom 9. Mai 1952 entgegen. Darin heißt es:

„. . . Der Schwerpunkt dessen, was wir persön­
liche Verantwortung nennen, liegt also auf politisch­
moralischem Gebiet; sie ist also politisch-moralische 
Verantwortlichkeit. Hieraus ergibt sich klar, daß 
.persönliche Verantwortung' an sich r e c h t l i c h  
weder erfaßt noch gewertet werden, folglich auch 
nicht Haftungsgrundlage sein kann. Demgemäß 
ist eine Haftung der Beklagten für die in ihrer 
Verkaufsstelle aufgetretenen Inventurmanki auf 
Grund ihrer .verantwortlichen, Stellung' ausge­
schlossen.“ 3)

Diese Auffassung kann ich keineswegs teilen, da sie 
nicht die gesellschaftliche Notwendigkeit der persön­
lichen Verantwortung der im staatlichen Einzelhandel 
Beschäftigten unterstreicht und im Gegensatz zu der 
Auffassung des Obersten Gerichts steht. Jeder, der im 
volkseigenen Handel mit der Wahrnehmung der Inter­
essen unserer werktätigen Bevölkerung betraut ist, hat 
auf Grund dieses Vertrauens die Aufgabe, besonders 
sorgfältig mit dem Eigentum des Volkes, das ja auch 
zugleich sein Eigentum ist, umzugehen und auf Ver­
langen Rechenschaft über sein Tun und Unterlassen 
abzulegen. Folglich muß also die persönliche Verant­
wortung Haftungsgrundlage sein.

Daß nicht, wie S c h n e i d e r 4 )  darlegt, die Tendenz 
aufkommt, die Verantwortung nur auf die Werktätigen 
abzuwälzen, ist Aufgabe unserer Ermittlungsbehörden 
und Kontrollorgane. Es muß aber andererseits ebenso 
vermieden werden, die Verantwortung nur bei den
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leitenden Angestellten zu belassen. Dies hätte zur Folge, 
daß die übrigen Angestellten nicht mehr das Gefühl 
für ihre besondere Verantwortung haben und immun 
gegen Mißstände und Mängel werden. Es muß daher 
immer wieder hervorgehoben werden, daß sich jeder 
Angestellte, ganz gleich, in welcher Stellung er sich 
befindet, seiner Verantwortung der Allgemeinheit 
gegenüber voll und ganz bewußt sein muß.

Betrachtet man die persönliche Verantwortung von 
diesem Standpunkt aus, dann kommt man auch zu 
einer anderen Bewertung der Beweislast. Es ist durch­
aus richtig, daß die Beweislast im Klagefall vor dem 
Zivil- bzw. Arbeitsgericht grundsätzlich beim Kläger 
liegt. Aber diese Beweislast braucht sich m. E. nur 
darauf zu beschränken, die rechnerische Richtigkeit der 
festgestellten Inventurdifferenz zu bestätigen, eine ord­
nungsgemäße Prüfung der Lieferscheine und Buchungs­
belege vorzunehmen und weiterhin festzustellen, daß 
organisatorisch alle im Bereiche des Möglichen liegen­
den Sicherungsmaßnahmen getroffen wurden, um einen 
einwandfreien Warenfluß zu gewährleisten.

In diesem Zusammenhang sei hervorgehoben, daß in 
die HO-Verkaufsstellen zum weitaus größten Teil abge­
packte Waren geliefert werden, daß folglich Gewichts­
schwunde nur bei einigen wenigen Warensorten — und 
auch da nur in geringem Maße — auftreten können. 
Die Verkaufsstellen arbeiten also durch diesen Um­
stand schon mit einem geringeren Risiko als andere 
Geschäfte, die dem Kunden die Waren einzeln zuwiegen 
müssen. Sie können demgemäß bei einwandfreier Ar­
beitsweise Fehlbeträge von selbst weitgehend aus­
schalten.

Der Verkaufsstellen-Leiter hat also bei Lieferung der 
Ware diese lediglich stückzahlmäßig nachzuprüfen und 
den richtigen Empfang dem Überbringer durch Quittung 
zu bestätigen. Sobald dies geschehen ist, ist für die wei­
tere Haftung seitens der HO-Geschäftsleitung eine 
Grenze gesetzt. Es beginnt die persönliche Verantwor­
tung des Verkaufsstellen-Leiters für die Sicherheit der 
ihm anvertrauten Waren. Dies allerdings nur, soweit 
es sich nicht um allgemeine organisatorische und der 
Hauptgeschäftsleitung direkt unterstehende Sicherungs­
maßnahmen handelt. Sachgemäße Lagerung, verderbge­
sicherte Unterbringung der Ware und richtige Ausgabe 
an die werktätige Bevölkerung gehören ebenfalls zum 
Schutze des anvertrauten Volkseigentums. Der Ver­
kaufsstellen-Leiter muß sich stets bewußt sein, daß er 
nicht das Gut eines einzelnen Menschen, der dazu seine 
Arbeitskraft gekauft hat, verwaltet, sondern daß er das 
Eigentum aller werktätigen Menschen — zu denen er 
selbst gehört — verwaltet. Also ist er auch der Allge­
meinheit gegenüber Rechenschaft schuldig.

Dabei ist es nicht allein ausschlaggebend, daß in den 
Verkaufsstellen keine Kassenzettel und Reg'strierkas- 
sen vorhanden sind. Die Praxis hat gezeigt, daß ein 
sehr großer Teil des HO-Verkaufsstellennetzes auch 
ohne diese Sicherungsmaßnahmen einwandfrei arbeitet. 
Diese Sicherungen stellen m. E. nur eine Erschwernis, 
aber keinen absoluten Hinderungsgrund für Veruntreu­
ungen dar. Erfahrungsgemäß wird fast immer Geld 
entwendet, da sich dieses leicht am Körper verbergen 
läßt und so ungesehen aus der Verkaufsstelle gebracht 
werden kann. Taschenkontrollen fallen daher fast im­
mer ergebnislos aus. Es fällt nicht im geringsten auf, 
wenn eine Verkäuferin täglich 20 DM entwendet, da 
man nicht übersehen kann, ob am Tageserlös diese 
Summe fehlt oder nicht. Nach einer Zeit von zwei Mo­
naten stellt sich bei einer Inventur ein Manko von 
1000 DM heraus. Eine Überprüfung des Warenverkehrs, 
des Kontos in der Verkaufsstellen-Buchhaltung und der 
S'icherungsmaßnahmen in der Verkaufsstelle führen zu 
keiner Klärung. Der Verkaufsstellen-Leiter erklärt, daß 
er dieses Manko nicht verschuldet habe, da er einwand­
frei gearbeitet habe. Es ist also der Hauptgsschäfts- 
leitung unmöglich, ein Verschulden des Verkaufsstellen- 
Leiters einwandfrei nachzuweisen, es sei denn, dieser 
kann beim Diebstahl gestellt werden. Damit ist prak­
tisch der Prozeß vor dem Arbeitsgericht zuungunsten 
der Klägerin entschieden, da ihr ja die Beweislast zu­
fällt. Sie hat also außer dem Manko noch die Kosten 
des Rechtsstreits zu tragen, und dazu kommt auch noch 
ein erheblicher Prestigeverlust.
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